
Anfrage nach §10 der GO des Kreistags Oberhavel

Sehr geehrter Herr Landrat, sehr geehrte Damen und Herren, 

nach § 10 der Geschäftsordnung bitte ich, mir folgende Fragen schriftlich zu beantworten:

Frage 1: Können Sie ausschließen, dass Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter der 
Kreisverwaltung während Ihrer Amtszeit

1. wegen einer Betätigung in Bürgerinitiativen, Verbänden, Religionsgemeinschaften 
oder Parteien (vgl. Artikel 21 Abs. (2) BbgVerf) oder

2. wegen Meinungsäußerungen gem. Artikel 19 BbgVerf/Art. 5 GG oder
3. wegen Teilnahme an Versammlungen gem. Artikel 23 BbgVerf/Art. 8 GG

a) entlassen oder diszipliniert im Sinne des Artikel 21 Abs. (2) BbgVerf wurden oder
b) unter Druck gesetzt wurden oder
c) sonstige berufliche Nachteile erlitten haben?

Frage 2: Können Sie ausschließen, dass Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter der 
Kreisverwaltung während Ihrer Amtszeit zukünftig

1. wegen einer Betätigung in Bürgerinitiativen, Verbänden, Religionsgemeinschaften 
oder Parteien (vgl. Artikel 21 Abs. (2) BbgVerf) oder

2. wegen Meinungsäußerungen gem. Artikel 19 BbgVerf/Art. 5 GG oder
3. wegen Teilnahme an Versammlungen gem. Artikel 23 BbVerf/Art. 8 GG

a) entlassen oder diszipliniert (im Sinne des Artikel 21 Abs. (2) BbgVerf) werden oder
b) unter Druck gesetzt werden oder
c) sonstige berufliche Nachteile erleiden werden?

Hinweis: Gemeint sind
 Betätigungen in Bürgerinitiativen, Verbänden, Religionsgemeinschaften oder 

Parteien außerhalb der Arbeitszeit
 Meinungsäußerungen zu politischen Themen innerhalb und außerhalb der Arbeitszeit
 Teilnahmen an Versammlungen außerhalb der Arbeitszeit

Frage 3: Falls Sie einen Ausschluss im Sinne der Fragestellung zu Frage 1 nicht bestätigen 
können, in wie vielen Fällen hat es bereits derartige Sanktionen für Mitarbeiterinnen bzw. 
Mitarbeiter gegeben? Inwieweit wurde die Personalvertretung mit einbezogen? Um welche 
Art der Sanktionen ((a), (b) oder (c)) handelte es sich dabei und was war jeweils der Grund 
für ihre Sanktionierung ((1), (2) oder (3))? Bitte tabellarisch auflisten.

Frage 4: Gab es Kündigungen oder Aufhebungsverträge von den betroffenen Personen selbst
oder seitens der Verwaltung? Bitte auflisten.


